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Bezahlbarer Wohnraum für breite Schichten der Bevölkerung - ein europäisches Thema   

 

Hinter dem Aktenzeichnen E 2/2005 verbirgt sich eine Entscheidung, die für Unsicherheit auf dem 

niederländischen Wohnungsmarkt und bei den europäischen Nachbarn sorgt. Mit dem „ Dutch case“ 

hat die Generaldirektion Wettbewerb der EU-Kommission in die soziale Wohnungspolitik der 

Niederlande eingegriffen. Geförderter Wohnraum, so die Wettbewerbshüter, solle zu 90% 

ausschließlich für „benachteiligte Bürger und sozial schwache Gruppen“ bereitgestellt werden. 

Diese Entscheidung stellt einen Präzedenzfall dar, da das Subsidiaritätsprinzip in der 

Wohnungsbauförderung in Frage gestellt wird. Sie birgt Gefahren für andere Leistungen der 

Daseinsvorsorge, da  Zielgruppendefinitionen vorgenommen werden.  

Der europäische Hintergrund: Schweden 

Die Europäische Kommission begann bereits 2005 damit, sich verstärkt mit staatlichen Beihilfen im 

Bereich der Wohnbauförderung zu beschäftigen. Auslöser war eine Klage der „European Property 

Federation (EPF)“, die eine Klage gegen Schweden einreichte, da die kommunalen 

Wohnungsunternehmen angebliche Marktvorteile gegenüber den privaten Anbietern erhielten. Der 

Vorteil läge in der niedrigeren Verzinsung von kommunal bereitgestelltem Kapital gegenüber dem 

Marktzins.  Diese Marktvorteile bezifferten laut EPF auf 1 Milliarde Euro und seien nicht mit dem 

„Market Economy Investor Principle“, nach dem staatliche Beihilfen auf ihre Vereinbarkeit mit den 

Binnenmarktregeln bewertet werden, vereinbar. Die EU-Kommission stützte die Sicht der Kläger. 

Nach langen Verhandlungen zwischen schwedischer Regierung und Kommission  wurde 2011 ein 

neues Gesetz verabschiedet, das die schwedischen Wohnungsunternehmen verpflichtete, 

„unternehmerischer“, d.h. wie private, professionelle Vermieter nach Marktkriterien zu agieren. Dies 

betrifft im besonderen Maße die Mieten. In Schweden handeln Vermieter und Mieter das 

Mietniveau aus. Wenn keine Übereinstimmung erzielt werden kann, wird die Miete durch 

Schlichtungsstellen und Gerichte festgelegt. Der sogenannte angemessene Mietzins ist als  

Vergleichsmiete konstruiert. Waren bislang die Mieten der kommunalen Wohnungsunternehmen 

Richtwert bei der Bestimmung des durchschnittlichen Mietpreises, fällt diese Moderation nun weg. 

Die Neuordnung hat  zu erhöhten Mietpreisen im öffentlichen und privaten Wohnungsmarkt geführt.  
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Die Niederlande 

Der „Swedish case“ war nur der Auftakt. Ab 2005 nahm die EU-Kommission ebenfalls den 

niederländischen Wohnungsmarkt unter die Lupe. Ziel der niederländischen Wohnungspolitik war 

seit Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts die „Volkshuisvesting“, d.h. die Versorgung breiter 

Schichten der Bevölkerung mit bezahlbarem Wohnraum. Im Jahre 2005 gab es rund 450  soziale 

Wohnungsbauunternehmen, die „Woningcorporaties“, die 75% des Mietwohnungsbestandes 

besitzen, davon 33% sozial gebundene. Die Kommission war der Ansicht, dass diese Situation dem 

privaten Sektor Wettbewerbsnachteile erbringe, daher sei die Privatisierung der Wohnungen 

anzustreben.  

In der Folge reichten die niederländischen Verbände der kommerziellen Immobilieninvestoren und 

Anleger nach schwedischem Muster eine Klage gegen die Niederlande ein. Diese Klage richtete sich 

gegen angebliche wettbewerbswidrige staatliche Beihilfen an die niederländischen sozialen 

Wohnungsunternehmen, die leichteren Zugang zu staatlichen Bürgschaften und Krediten hätten.   

Der private Mietsektor der Niederlande ist durch einen eklatanten Mangel an Wohnungen im 

mittleren Preissegment gekennzeichnet. Die Corporaties sorgen deshalb auch traditionell für die 

Versorgung der Haushalte mit mittlerem Einkommen. Diese einst staatlich gelenkte Politik fand durch 

die finale Entscheidung der EU-Kommission im „Dutch Case“ im Januar 2010 ein jähes Ende. 90% aller 

freiwerdenden Wohnungen der Corporaties müssen an Haushalte mit einem Einkommen unter 

33.000 Euro brutto p.a. vergeben werden. Die ursprüngliche Grenze lag bei 38.000 Euro und 

umfasste damit auch die mittleren Einkommen. Die Senkung der Einkommensgrenze betrifft 650.000 

Haushalte in den Niederlanden, die sich nun auf dem privaten Mietwohnungsmarkt versorgen 

müssen. Für diese Haushalte ist der Zugang zum Wohneigentum ebenfalls problematisch, da sie nicht 

über die nötige Bonität verfügen. Die Definition im Fall E 2/2005 ist eindeutig: Sozialer Wohnungsbau 

darf nur einer deutlich begrenzten Zielgruppe von sozial benachteiligten Bürgern und sozial 

schwachen Gruppen zur Verfügung gestellt werden. 

Nach Meinung der International Union of Tenants und weiteren europäischen Verbänden, die sich 

für bezahlbaren Wohnraum für breite Schichten der Bevölkerung und die Respektierung der 

nationalen Regelungskompetenz im Bereich der Daseinsvorsorge einsetzen, liegt eine Verletzung des 

Subsidiaritätsprinzips vor. Das Europäische Parlament, der Ausschuss der Regionen und der 

Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss haben entsprechende Resolutionen verfasst, die Fälle 

wurden in den nationalen Parlamenten der Niederlande und Schweden sowie dem deutschen 

Bundesrat behandelt. Dennoch fand die Zielgruppendefinition des Falles E 2/2005 Eingang in die 

Reform der EU-Beihilfevorschriften über Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 

Interesse, dem sogenannten „Almunia-Paket“, das im Dezember 2011 von der Europäischen 

Kommission verabschiedet wurde. 
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Frankreich 

Eine erneute Klage gegen einen Mitgliedstaat ließ nicht lange auf sich warten. In Frankreich brachte 

der privaten Vermieterverband Union Nationale de la Propriété Immobilière (UNPI) im Jahr 2012 eine 

Beschwerde bei der EU-Kommission ein, die unmittelbar auf die Senkung der Einkommensgrenzen 

für den sozialen Wohnungsbau abzielte. In direkter Anlehnung an die Argumentation des „Dutch 

Case“ wurde eine Wettbewerbsverzerrung darin erblickt, dass günstiger Wohnraum für mittlere 

Einkommensgruppen zur Verfügung steht. Die französische Regierung nahm jedoch dezidiert 

Stellung, dass dies eine nationale Entscheidung sei und keine Einmischung seitens der Europäischen 

Kommission gewünscht werde. Seither liegt die Beschwerde auf Eis. Gleichwohl lanciert UNPI 

weiterhin Klagen gegen einzelne Wohnungsbaugesellschaften wegen angeblichen Verstoßes gegen 

die EU-Beihilferichtlinien. 

Bewertung und Ausblick  

Nach Meinung der International Union of Tenants (IUT) lässt sich der Begriff des sozialen 

Wohnungsbaus nicht allein anhand von Einkommensgrenzen definieren. Ziel muss es sein, sozial 

stabile Bewohnerstrukturen zu schaffen und zu erhalten. Dies erfordert ein ausgewogenes Verhältnis 

verschiedener sozialer Gruppen.  Die Herstellung dieses Verhältnisses ist diffizil und den jeweiligen 

Teilwohnungsmärkten anzupassen. Die Entscheidungsträger vor Ort in den Städten und Gemeinden 

wissen am besten, wie lokale Wohnungsmärkte strukturiert sind und wie sie den jeweils aktuellen 

Anforderungen begegnen müssen. Die Festlegung der Einkommensgrenzen innerhalb eines 

Gesamtsystems der Wohnraumförderung gehört aufgrund des Subsidiaritätsgrundsatzes zum 

Kernbereich des Beurteilungsspielraums der Mitgliedstaaten. Die von der Kommission verwendete 

Beschreibung der Zielgruppe des sozialen Wohnungsbaus greift in diesen Spielraum ein, da sie eine 

niedrige Einkommensobergrenze indiziert und die soziale Balance unzureichend berücksichtigt. Es ist 

unerlässlich, dass die neue EU-Kommission die geltenden Beihilfevorschriften über Dienstleistungen 

von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse in der laufenden Legislatur reformiert.  Ohne die 

politische und fachliche Unterstützung der kommunalen Entscheidungsträger in Städten und 

Gemeinden wird dies nicht gelingen. Ihre starke Stimme ist in Brüssel gefragt.  

*** 

Barbara Steenbergen 

International Union of Tenants (IUT) 

Member of the General Secretariat/Head of EU liaison office 

Rue du Luxembourg 23, B-1000 Bruxelles 

barbara.steenbergen@iut.nu   
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Informationen zur IUT: 

Seit fast 90 Jahren gibt es mit der International Union of Tenants (IUT) eine nicht-staatliche 

Organisation, die sich weltweit für Mieterrechte und bezahlbaren Wohnraum einsetzt. Ihr sind 65 

Mitgliedsverbände aus 44 Staaten angeschlossen, darunter 25  aus Europa. Die entscheidende 

Initiative zur Gründung der IUT ergriff 1924 Robert Hoffmayr von der Mietervereinigung Österreichs. 

Auf dem ersten 1. Mieterkongress in Zürich 1926 wurde schließlich ein Dachverband mit Sitz in Wien 

gegründet. Die Forderungen der ersten gemeinsamen Resolution: Verbesserung der ungesunden 

Wohnbedingungen, Einführung einer Sozialmiete und ein Ende der Spekulation durch die 

Hausbesitzer. Heute ist der Sitz des Generalsekretariates der IUT in Stockholm, Schweden. Die IUT 

verfügt über ein Verbindungsbüro zur Europäischen Union in Brüssel (www.iut.nu). 

 

Kurzbiographie Barbara Steenbergen: 

Barbara Steenbergen ist seit mehr als 13 Jahren im Mieterschutz tätig. Im Jahr 2007 wurde sie zur 

Leiterin des Brüsseler Büros des Internationalen Mieterbundes IUT gewählt, seit 2013 ist sie Mitglied 

des IUT Generalsekretariats. Sie vertritt Politik und legislative Initiativen gegenüber den Europäischen 

Institutionen. Zuvor arbeitete Sie als Koordinatorin für Energiepolitik und Internationale Politik beim 

Deutschen Mieterbund in Berlin. Barbara Steenbergen ist Magistra Artium der Politischen 

Wissenschaften und Verwaltungsfachwirtin. Von 2009 bis 2012 war sie Vorsitzende des „European 

Housing Forum“, seit 2013 Vorsitzende des Stakeholder Forums der „European Responsible Housing 

Initiative“ (www.responsiblehousing.eu). 
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